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Appell an die Eltern
INTERVIEW Wie kann es nur soweit kommen? Das fragen sich viele nach dem eskalierten Sorgerechtsstreit
vor wenigen Tagen in Helbra.Wie eine Fachanwältin für Familienrecht den Fall einordnet.
Der Sorgerechtsstreit in Helbra
(Mansfeld-Südharz) hat in der
vergangenen Woche für Erschüt-
terung gesorgt: Im Auftrag eines
Gerichtsvollziehers trägt die Poli-
zei ein schreiendes achtjähriges
Mädchen aus der Grundschule,
um es der Mutter zu übergeben.
Diese hatte durchgesetzt, dass
das Kind nicht beim Vater leben
soll, sondern bei ihr. Wie kann es
in einem Sorgerechtsfall soweit
kommen? MZ-Redakteurin Kor-
nelia Noack sprach darüber mit
der Fachanwältin für Familien-
recht Marie-Luise Merschky aus
Halle.

Frau Merschky, haben Sie
solch eine Eskalation wie in
Helbra schon einmal erlebt?
Marie-Luise Merschky: Nein,
so etwas habe ich selbst noch nie
erlebt, und das, obwohl ich mich
seit mehr als 20 Jahrenmit Fami-
lienrecht befasse. Eine Vollstre-
ckung mit unmittelbarem Zwang
gegen das Kind hat eine unheim-
lich hohe Eingriffsschwelle. Das
heißt, so etwas darf wirklich nur
erfolgen, wenn alles andere nicht
gewirkt hat. Der durch den Ge-
richtsvollzieher ausgelöste Poli-
zeieinsatz ist das letzte Mittel.

Wie läuft es normalerweise?
Grundsätzlich gilt: Ein Gerichts-
beschluss zum Sorge- und Um-
gangsrecht wird über Zwangsmit-
tel gegen die Eltern vollstreckt.
Erst wird ein Zwangsgeld ange-
droht, dann wird es festgesetzt
und schließlich wird das Zwangs-
geld vollstreckt. Das ist der nor-
male Hergang. Unmittelbarer
Zwang gegen das Kind darf nicht
ausgeübt werden, sondern nur im
Rahmen einer sogenannten He-
rausgabeanordnung. Dafür be-
darf es eines Gerichtsbeschlus-
ses, in dem steht: Der unmittelba-
re Zwang ist zulässig.

Wann kommt so etwas über-
haupt in Frage?
Ich kenne das nur von Fällen, bei
denen tatsächlich eine unmittel-
bare Gefahr für das Kind droht.
Also ein Elternteil mit dem Kind
ins Ausland ausreisen will oder
ein Mädchen beschnitten werden
soll. Das ist so gravierend, dass
man sagt: Hiermussman jetzt so-
fort auf diese Art und Weise ein-
schreiten.

Wie ist die Situation in Helbra
demnach aus Ihrer Sicht ein-
zuschätzen?
Wir wissen nicht, wie der Fall tat-
sächlich gewesen ist. Wenn man
zu solch drastischen Mitteln
greift, muss die Gefahr für das
Wohl des Kindes sehr groß gewe-
sen sein. Daher möchte ich beto-
nen: Niemand, der in einem nor-
malen familienrechtlichen Ver-
fahren ist, muss damit rechnen,
dass so etwas passiert. Das ist
nicht der übliche Weg! Das ist Ul-
tima Ratio und wird wirklich nur
gemacht, wenn es auf eine andere
Art nicht funktioniert, den Be-
schluss des Gerichts durchzuset-
zen. Es muss ja die Verhältnismä-
ßigkeit geprüft werden: Wie
schlimm ist dieser unmittelbare
Zwang gegen das Kind im Ver-
hältnis zu dem, was ihm sonst
droht? Wir kennen den Fall in
Helbra zu wenig, um sagen zu
können: Die Gefahr, dass das
Kind einen massiven Schaden
nimmt, wenn es beim Vater lebt,
ist sehr hoch. Das Gericht scheint
es so eingeschätzt zu haben.

In dem Beschluss für den Ge-
richtsvollzieher stand, dass
die Wegnahme „notfalls mit
Gewalt“ erfolgen soll.
Das schreibt das Gesetz für die
Durchsetzung eines Beschlusses
im Familienrecht in letzter Kon-
sequenz vor. Heute nennt sich
das beschönigend „unmittelbarer
Zwang“. Es ist aber nichts ande-
res als Gewalt. Früher hieß es
noch „Gewaltanwendung“.

Der Richterspruch in Helbra
ist aufgrund eines psychologi-
schen Gutachtens gefällt wor-
den. Wie entsteht solch ein
Gutachten?
Das Gericht gibt den Auftrag auf-
grund mangelnder eigener Sach-
kunde. Woher soll es wissen, wel-
che Bindungen das Kind zurMut-
ter oder zum Vater hat, wer das
Kind besser fördern kann oder
wie die Beziehungen zu anderen
Familienmitgliedern sind? Da
sich die Gerichte in der Regel an
die Gutachten halten, ist Vorsicht
geboten, insbesondere wie der
Beweisbeschluss formuliert ist.
Er ist die Grundlage für das Gut-
achten. Wenn dort steht, der Gut-
achter möge bitte herausfinden,
ob es dem Wohl des Kindes ent-

spricht, dass es beim Vater lebt,
sollte man aufmerksam werden.
„Wohl des Kindes“ ist ein unbe-
stimmter Rechtsbegriff und ein
Psychologe und Psychiater kennt
diesen Terminus gar nicht. Somit
wird der Beschluss des Gerichtes
zu einem Teil in die Hände des
Gutachters gelegt.

Das heißt, es ist ausschlagge-
bend, was der Gutachter für ei-
nen Auftrag erhält?
Ja. Besser ist es beispielsweise zu
formulieren, er soll herausfinden,
wie die Bindung des Kindes zu
den Elternteilen ist, wo die ge-
wachsenen Beziehungen sind,
wenn zum Beispiel ein Elternteil
in Halle lebt, das andere in Mün-
chen, wie die Beziehung zu den
Geschwisterkindern ist und so
weiter. Wichtig ist auch, heraus-
zufinden, wer die größere Bin-
dungstoleranz hat. Also wer eher
zulässt, dass das Kind Kontakt
mit dem anderen Elternteil hat.
In Helbra scheint es die Mutter
gewesen zu sein, zumindest habe
ich das in der Presse andeutungs-
weise so gelesen. Wenn der Sach-
verständige all diese Fragen ge-
klärt hat, muss sich das Gericht
ein eigenes Bild machen und an-
hand der Fakten entscheiden:
Was ist das Beste für dasWohl des
Kindes? Das ist die ureigene Auf-
gabe des Gerichtes und nicht die
des Gutachters.

Wie lange dauert die Erstel-
lung solch eines Gutachtens?
Das ist wesentlich besser gewor-
den. Früher hat es sehr lange ge-
dauert, jetzt ist aber gesetzlich
geregelt, dass man dem Gutach-
ter eine Frist setzen kann, meis-
tens liegt diese bei drei Monaten.
In dieser Zeit gibt es Gespräche
mit den Eltern und demKind und
die Begutachtungen des Umfel-
des. Das Gericht hört das Kind
auch selber noch einmal an.

WenneinBeschluss gefasst ist:
Welche Mittel gibt es, sich da-
gegen zu wehren?
Nach dem Beschluss der ersten
Instanz, in demHelbraer Fall war
es wohl das Amtsgericht Eisle-
ben, gibt es die Beschwerdemög-
lichkeit. Wenn dann die zweite
Instanz, in dem Fall das Oberlan-
desgericht Naumburg, die Ent-
scheidung hält, ist der Instanzen-

zug beendet. Dann wird der Be-
schluss rechtskräftig.

Wie viel Zeit nimmt sich ein
Richter für solche Fälle?
Ich würde nicht sagen, dass es bei
Sorge- und Umgangsfällen an
Zeitknappheit scheitert. Bisher
hatte ich selten das Gefühl, dass
ein Richter eine Entscheidung
übers Knie bricht. Und wenn
doch, dann hat es meist grobe
Verfahrensfehler gegeben.

Wie ist Ihre Erfahrung: Tra-
gen Eltern solche Streitigkei-
ten nicht zu oft auf dem Rü-
cken des Kindes aus?
Ja, und das ist etwas, was mir
wirklich am Herzen liegt. Eltern
müssen sich immer wieder be-
wusst machen, dass es um das
Wohl des Kindes geht und dass es
gut überlegt sein muss, es in ein
gerichtliches Verfahren hinein-
zuziehen. Denn das Kind be-
kommt es in jedem Fall mit: Der
Verfahrensbeistand will mit ihm
sprechen, das Gericht, das Ju-
gendamt. Daher muss gut über-
legt werden, welche Belastung
man demKind zumuten will oder
ob es nicht doch eine einver-
nehmliche Lösung gibt. Wenn Sie
mich zu dem Fall in Helbra fra-
gen, ob das, was passiert ist, wirk-
lich notwendig war, muss ich spe-
kulieren. Ich war nicht vor Ort.

Beide Eltern waren dabei …
Wenn es sich so, wie in denMedi-
en beschrieben, abgespielt hat,
würde mich wundern, dass die
Mutter nicht sofort aus dem Auto
gestiegen ist und gesagt hat: Halt,
wir brechen hier ab! Und der Va-
ter hinter derMauer soll dasKind
angestachelt haben. Aber wie soll
sich das kleine Mädchen wehren,
wenn es gar keine Chance dazu
hat? Esmuss sich ohnmächtig ge-
fühlt haben. Der eigene Wille in-
teressiert keinen. Und diejeni-
gen, denen es vertrauen und auf
die es sich verlassen können
muss, nämlich die Eltern, lassen
das alles zu und helfen nicht,
wenn der Sachverhalt so lag. Ha-
ben beide Eltern im Vorfeld wirk-
lich ausreichend versucht, positiv
auf das Mädchen einzuwirken?
Als Eltern sollte man immer das
Kind im Blick haben und genau
überlegen: Was tu ich ihm an, nur
um das Verfahren zu gewinnen?

Der Einsatz eines Verfahrens-
beistands ist in Kindschaftssa-
chen üblich. Dabei handelt es
sich um den Interessenvertre-
ter des Kindes (auch „Anwalt
des Kindes“). Er wird vom Ge-
richt bestellt und soll in erster
Linie denWillen des Kindes er-
forschen und ihm den Gang
des Verfahrens erklären. „Das
Instrument ist gut gemeint,
aber leider oft nicht effektiv.
Zu oft wird an die Kosten ge-
dacht“, sagt Marie-Luise
Merschky, Fachanwältin für Fa-
milienrecht. Oft sei die Zeit, die
jemand hat, sich mit der Sache
zu beschäftigen, zu kurz. „Da
findet manchmal nur ein Ge-
spräch mit der Mutter, eins mit
dem Vater und eins mit dem
Kind statt“, sagt Merschky. Da-
nach würde jedoch schon eine
eindeutige Empfehlung für
den Richter stehen.

Menschen aus unterschiedli-
chen Berufsgruppen können
Verfahrensbeistand sein, so et-
wa Psychologen, Sozialarbei-
ter, aber auch Juristen. „Kön-
nen diese tatsächlich nach ei-
ner so kurzen Zeit ein sicheres
Statement abgeben? Ich finde
das teilweise schon mutig“,
sagt Merschky.

Anwalt des Kindes

„Niemand
muss damit
rechnen, dass
so etwas wie
in Helbra
passiert.“
Marie-Luise Merschky
Fachanwältin für Familienrecht
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Gericht kann
Wechselmodell
aufzwingen

Wenn Eltern sich trennen, blei-
ben die Kinder oft bei der Mutter
und besuchen den Vater nur gele-
gentlich. Immer mehr Eltern wol-
len sich heute aber mit dieser tra-
ditionellen Rollenverteilung nicht
mehr zufriedengeben und ent-
scheiden sich für das sogenannte
Wechselmodell. Das kann zum
Beispiel so aussehen, dass das
Kind eine Woche bei der Mutter
lebt und dann für eine Woche
beim Vater einzieht.

Seit einem Beschluss des Bun-
desgerichtshofes Anfang 2017
können Mütter und Väter, die ihr
Kind im gleichen Umfang wie der
Ex-Partner betreuen wollen, die-
sen Wunsch unter Umständen
auch gegen den Willen des Ex-
Partners durchsetzen. Darauf
macht Fachanwältin Marie-Luise
Merschky aufmerksam. Grundvo-
raussetzung sei dabei jedoch im-
mer, dass die geteilte Betreuung
dem Wohl des Kindes am besten
entspricht. Zudem müssen die
Richter prüfen, ob die Eltern fähig
dazu sind, trotz der Trennung re-
gelmäßige Absprachen zu treffen
und miteinander zu kooperieren.

„Ich habe das Gefühl, aktuell
tendiert die Rechtsprechung da-
zu, das Wechselmodell als das
Nonplusultra, als vorzugswürdig,
anzusehen. Esmuss jedoch immer
individuell geschaut werden, was
das Beste für das Kind ist“, so die
Juristin. Ihrer Erfahrung nach ge-
be es Kinder, die gut damit umge-
hen können, aber auch Kinder, die
es nicht können. Für die Juristin
wäre beispielsweise auch ein
Nestmodell denkbar. Dabei blei-
ben die Kinder an einem Ort und
die Eltern wechseln wöchentlich.
„Wieso soll man dem Nachwuchs
zumuten, einmal in der Woche
den Koffer zu packen, und nicht
den Eltern“, sagt Merschky. In der
Praxis habe sie dieses Modell aber
noch nie erlebt.

BETREUUNG

Variante ist nicht für
jede Familie geeignet.

Alltagsdinge
dürfen Eltern
allein festlegen
Nach einer Trennung behalten El-
tern in der Regel das gemeinsame
Sorgerecht. „Selbst nach einer
Scheidung ändert sich erstmal gar
nichts an der gemeinschaftlichen
Sorge, sondern die Eltern üben
diese nach wie vor gemeinsam
aus“, erklärt Familienrechtlerin
Marie-Luise Merschky. Das be-
deute aber nicht, dass sie jede
Kleinigkeit erst untereinander
klären müssen. Entscheidungen
des täglichen Lebens dürfen Mut-
ter oder Vater demnach auch al-
leine treffen, also ohne Zustim-
mung des Ex-Partners. Bei den
grundlegenden Fragen müssen
aber beide Eltern zustimmen - et-
wa, wenn es um die Wahl der
Schule geht oder Entscheidungen
der Gesundheitsfürsorge.

Ein alleiniges Sorgerecht erhal-
ten Mutter oder Vater auf Antrag
beim Familiengericht. „Wer den
Antrag auf das alleinige Sorge-
recht stellt, muss darlegen, wa-
rum es nicht gemeinsam geht und
warum er derjenige ist, der besser
geeignet ist“, sagt Merschky.

SORGERECHT

Auch wenn die Fetzen fliegen: Eltern sollten immer dasWohl des Kindes im Blick haben und ganz genau überlegen, was sie ihmmit einem Rechtsstreit antun. FOTOS: DPA
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